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Amts Blatt 


der Königlichen Regierung zu Marienwerder. 
Tro, 14. 1896. 


Die Nummer 5 ber Geſetz-Sammlung enthält zirken Schwornigatz, Dziengel und Niepzelong werden 
unter zu einer Genoſſenſchaft vereinigt, um den Ertrag dieſer 
b Nr. 9808 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters, Grundſtücke nach Maßgabe des Meliorationsplanes des 
betreffend die Anlegung des Grundbuchs fiir einen Meliorations⸗Bauinſpektors Fahl zu Danzig vom 25. 
Theil des Bezirks des Amtsgerichts Gieboldehauſen, April 1892 durch Ent: und Bewäſſerung zu verbeſſern. 


Marienwerder, den 1. April 1896 


den 4. März 1896. Das Meliorationsgebiet iſt auf der ein Zubehör 
Die Nummer 6 der Geſetz⸗Sammlung enthält des Meliorationsplanes bildenden Karte des Wieſen⸗ 
unter baumeiſters Bergmann vom Jahre 1893 dargeſtellt, 


b Nr. 9809 das Geſetz, betreffend eine Ermäßigung) dafelbit mit einer Begrenzungslinie in grüner Farbe 
w Gebühren bei der erften Anlegung der Regiſter für bezeichnet und bezüglich der betheiligten Beſitzſtände der 
imnenſchiffe, vom 14. März 1896; unter Genoſſenſchafts⸗ Mitglieder in den zugehörigen Regiſtern 
Nr. 9810 das Geſetz, betreffend die Veränderung ſſpeziell nachgewieſen. 
er Grenze zwiſchen dem Landkreiſe Caſſel und dem Karte und Regiſter werden mit einem auf das 
gy le Wolfhagen, im Regierungsbezirk Caſſel, vom Datum des genehmigten Statuts Bezug nehmenden 
März 1896; unter Beglaubigungsvermerk verſehen und bei der Aufſichts⸗ 
ng, Nr. 9811 die Verordnung, betreffend das In⸗ behörde der Genoſſenſchaft niedergelegt. 
Hufttreten des Geſetzes vom 8. April 1894, vom Die aufzuſtellenden ſpeziellen Meliorationspläne 
»März 1896; unter iind vor Beginn ihrer Ausführung Seitens des Vor- 
Si Nr. 9812 den Allerhöchſten Erlaß vom 16. März ſtandes der Aufſichtsbehörde zum Zwecke der Prüfung 
96, betreffend anderweite Abgrenzung mehrerer Eiſen- durch den Meliorationsbaubeamten und zur Genehmi: 
hn⸗Direktionsbezirke; unter gung einzureichen. 
bet „Nr. 9813 die Verfügung des Juſtiz⸗Miniſters, Abänderungen des Meliorationsprojekts, welche 
5 lleffend die Anlegung des Grundbuchs für einen ſim Laufe der Ausführung ſich als erforderlich heraus⸗ 
gl der Bezirke der Amtsgerichte Aldenhoven, Düren, ſtellen, konnen vom Genoſſenſchaſts vorſtande beſchloſſen 
bemünd, Jülich, Bonn, Rheinbach, Siegburg, Wald⸗ werden. Der Beſchluß bedarf jedoch der Genehmigung 
i 0 Euskirchen, Adenau, Andernach, Boppard, Kaſtel⸗ der ſtaatlichen Aufſichtsbehörde. Vor Ertheilung der 
ol Cochem, Simmern, Sobernheim, Tholey, Saar— Genehmigung ſind diejenigen Genoſſen zu hören, deren 
uus, Bitburg, Wittlich, Prüm, Waxweiler, Berncaſtel, Grundſtücke durch die veränderte Anlage berührt werden. 


ye ttourg, Hillesheim, Wadern, Daun, Merzig und § 2. Die Genoſſenſchaft führt den Namen: „Ent⸗ 
Magen, vom 18. März 1896; und unter wäſſerungs⸗Genoſſenſchaft des Sania⸗Bruches“ und hat 
dſſe Nr. 9814 die Verfügung des Miniſters der ihren Sitz in Schwornigatz. — 
be Mlichen Arbeiten, betreffend anderweite Feſtſtellung § 3. Die Koſten der Herſtellung und Unter⸗ 
bez, , etzpunkte zwiſchen mehreren Eiſenbahn-Direktions' haltung der in dem Fahl'ſchen Meliorationsplan be: 
Alen vom 25. Marz 1896. zeichneten gemeinſchoftlichen Anlagen werden von der 
ae •m- —— Genoſſenſchaft getragen. Dagegen bleiben die nach den 
Verordnungen und Bekanntmachungen Zöoecken der Melioration behufs ihrer nutzbringenden 
1j der Central-Behirden. Verwendung für die einzelnen betheiligten Grundſtücke 
Statut erforderlichen Einrichtungen, wie Umban und Beſamung 
ür die Entwäſſerungs-Genoſſenſchaft des von Wieſen, Anlage und Unterhaltung beſonderer Zu⸗ 
Sania-Bruches im Kreiſe Konitz. und Ableitungsgräben u. ſ. w. den betreffenden Eigen⸗ 


f thümern überlaſſen. Dieſelben find jedoch gehalten, 
Weng, Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von! den im Intereſſe der ganzen Melioration getroffenen 
de ßen dc. verordnen auf Grund der §3 57 und 65 Anordnungen des Vorſtehers Folge zu leiſten. Eine 
Seit Seieges vom J. April 1879 (Geſetz⸗ Sammlung Auseinanderſetzung zwiſchen der Genoſſenſchaft und dem 

e 207) nach Anhörung der Vetheiligten, was folgt: bisherigen Unterhaltungspflichtigen der Waſſerläufe, 
gebiete 1. Die Eigenthümer der dem Meliorations⸗ Brücken z. bleibt vorbehalten. : | 
ele Angehörigen Grundſtücke in den Gemeindebe— § 4. Außer der Herſtellung der im Projekte und 


Ausgegeben in Marienwerder am 2. April 1896 


-~ 


vorſtehend vorgeſehenen Anlagen liegt dem Verhand— 
ob, Binnen-, Ent- und Bewäſſerungs-Anlagen innerhalb 
des Meliorationsgebietes, welche nur durch Zuſammen⸗ 
wirken mehrerer Grundbeſitzer ausführbar ind, zu ver 
mitteln und nöthigenfalls, nachdem der Plan und das 
Beitragsverhältniß von der Auſſichtsbehörde feſtgeſtellt 
it, auf Koſten der dabei betheiligten Grundbeſitzer 
durchführen zu laſſen. 

Die Unterhaltung derartiger Anlagen, die, ſoweit 
erforderlich, in regelmäßige Schau zu nehmen ſind, 
unterſteht der Aufſicht des Vorſtehers. | 

§ 5. Die gemeinſchaftlichen Anlagen werden 
unter Leitung des von dem Vorſteher auf Beſchluß des 
Vorſtandes angenommenen Meliorations-Technikers 
grundsätzlich in Akkord ausgeführt und unterhalten. 
Indeſſen konnen die Arbeiten — namentlich die An: 
legung der Gräben und die Unterhaltungsarbeiten — 
nach Beſtimmung des Vorſtandes auch im Tagelohn 
ausgeführt werden. 

Der mit der Aufſicht betraute Techniker hat das 
Bauprogramm aufzuſtellen, die ſpeziellen Plaue aus- 
zuarbeiten, die für die Verdingung erforderlichen Unter: 
lagen zu beſchaffen und zur Genehmigung vorzulegen, 
überhaupt alle für das zweckmäßige Ineinandergreifen 
der Arbeiten nothwendigen Maßregeln rechtzeitig anzu— 
regen und vorzubereiten, die Ausführung zu leiten und 
die für Aenderungs- und Ergänzungsanträge, für Ab: 
ſchlagszahlungen und für Abnahme erforderlichen Unter- 
lagen anzufertigen. Die Wahl des Technikers, der 
mit demſelben abzuſchließende Vertrag und die Be— 
dingungen für die Vergebung der Hauptarbeiten, unter: 
liegen der Zuſtimmung des Meliorationsbaubeamten 
Auch im Uebrigen hat der Vorſtand in techniſchen 
Angelegenheiten während der Bauausführung den Rath 
des Meliorationsbaubeamten einzuholen und zu be— 
rückſichtigen. 

Nach Beendigung der Ausführung hat der Me— 
liorationsbaubeamte die Anlagen abzunehmen und feſt— 
zuſtellen, ob das Unternehmen zweck- und planmäßig, 
bezw. mit den von der Aufſichtsbehöͤrde genehmigten 
Aenderungen ausgeführt tt. Sollten hierbei Kontrol- 
meſſungen erforderlich ſein, ſo ſind dieſelben unter 
Leitung des Meliorationsbaubeamten von vereidelen 
Landmeſſern vorzunehmen; die Koſten dieſer Aufmeſſungen 
ſind von der Genoſſenſchaft zu tragen. | 

§ 6. Das Verhältniß, in welchem die einzelnen 
Genoſſen zu deu Genoſſenſchaftslaſten beizutragen haben, 
richtet ſich nach dem für die einzelnen Genoſſen aus 
den Genoſſenſchafts⸗Anlagen erwachſenden Vortheil. 

Zur Feſtſetzung dieſes Beitragsverhältniſſes wird 
ein Kataſter aufgeſtellt, in welchem die einzelnen Grand: 
ſrücke ſpeziell aufgeführt werden. Nach Verhältniß des 
ihnen aus der Melioration erwachſenden Vortheils 
werden dieſelben in zwei Klaſſen getheilt, und zwar 
to, daß ein Hektar der zweiten Klaſſe mit den ein- 
lachen und ein Hektar der erſten Klaſſe mit dem zwei- 
lachen Beitrage heranzuziehen iſt. 

§ 7. Die Einſchäzung in dieſe zwei Klaſſen ere 
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Felgt durch zwei vom Vorſtande zu wählende Gad? 
verſtändige unter Leitung des Vorſtehers, welcher bei 
Meinungeverſchiedenheiten den Ausſchlag giebt. Nach 
vorgängiger ortsüblicher Bekanntmachung in den Ge 


meinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiete ganz 


oder theilweiſe angehört, und nach erfolgter Veröffent⸗ 
lichung dieſer Bekanntmachung wird das Genoſſen⸗ 


ſchaſtskataſter vier Wochen lang zur Einſicht der Ger 


noſſen in der Wohnung des Vorſtehers ausgelegt. Ab 
änderungsanträge müſſen innerhalb dieſer Friſt Schrift? 
lich bei dem Vorſteher angebracht werden. Nach Ablauf 


der Friſt hat der Vorſteher die bei ihm ſchriftlich cin 


gegangenen Abänderungsantrage der Aufſichtsbehörde 
vorzulegen. Die Letztere beziehungsweiſe deren Kom 
miſſar läßt unter Zuziehung der Beſchwerdeführer und 
eines Vertreters des Vorſtandes die erhobenen Retla 
mationen durch die von der Aufſichtsbehörde zu bee 
zeichnenden Sachverſtändigen unterſuchen. Mit dem 
Ergebniß der Unterſuchnng werden die Beſchwerde— 
führer und der Vertreter des Vorſtandes von dem Kont 
miſſar bekannt gemicht. 

Sind leise Teile mit dem Gutachten einver⸗ 
ſtanden, fo wird das Kataſter demgemäß feſtgeſtellt, 
andernfalls find die Verhandlungen der Auſſichtsbehörde 
zur Entſcheidung einzureichen. Die bis zur Mittheilung 
des Ergebniſſes der Unterſuchung entſtandenen Koſten 
rind in jedem Falle von der Genoſſenſchaft zu tragen. 
Wird eine Entſcheidung erforderlich, ſo ſind die weiter 
erwadhfenden Koſten dem unterliegenden Theile auf 
zuerlegen. 

Sobald das Bedürfniß für eine Reviſion des 
feſtgeſtellten oder berichtigten Kataſters vorliegt, faun 
dieſelbe von dem Vorſtande beſchloſſen oder von der 
Aufſichtsbehörde angeordnet werden. Das Reviſions⸗ 
verfahren richtet jih nach den für die Feſtſtellung des 
Kataſters gegebenen Vorſchriften. 

§ 8. Im Falle einer Parzellirung find die Ger 
noſſenſchaftslaſten nach dem in dieſem Statut vorge‘ 
ſchriebenen Betheiligungsmaßſtabe durch den Vorſtand 
auf die Trennſtücke verhaltnißmäßig zu vertheilen 
Gegen die Feſtietzung des Vorſtandes iſt innerhalb 
zweier Wochen die Beſchwerde an die Aufſichtsbehörde 


zuläſſig. 


§ 9. Die Genoſſen And verpftichtet, die Beiträge 
in den von dem Vorſtande feſtzuſetzenden Terminen zur 
Genoſſenſchaftskaſſe abzuführen. Bei verſäumter Jal? 
lung hat der Vorſteher die fälligen Beträge beizu— 
treiben. 

§ 10. Jeder Genoſſe hat ſich die Einrichtung 
der nach dem Meliorationsplane in Ausſicht genomme⸗ 
nen Anlagen, dieſe Anlagen ſelbſt und deren Unter 
haltung, ſoweit ſein Grundſtück davon vorübergehend 
oder dauernd betroffen wird, gefallen zu laffen. 

Darüber, ob und zu welchem Betrage dem ein! 
zelnen Genoſſen hierfür, unter Berückſichtigung der ihm 
aus der Anlage erwachſenden Vortheile, eine Entſchädl? 
gung gebührt, entſcheidet, falls ſich ein Genoſſe mit 
dem Vorſteher nicht gütlich verſtändigen ſollte, das 


| 


Nad) 


bis, ot dieſes Statuts zu bildende Edie s- 


t mit Ausſchluß des Rechtsweges. 

a, S 11. Bei Abſtimmungen hat jeder beitrags— 
Plidtige Genoſſe mindeſtens eine Stinne. Im Uebrigen 
achtet ſich das Stimmverhältniß nach dem Verhältuiſſe 
zer Theilnahme an den Genoſſenſchaftslaſten, und zwar 
der Weiſe, daß für jeden angefangenen Normal— 
Nektar beitragspflichtigen Grundbeſitzes erſter Klaſſe eine 

Stumme gerechnet wird. 
Die Stimmliſte iſt demgemäß von dem Vorſtande 
ma terjen und nach vorgängiger öffentlicher Bekannt⸗ 
gung der Auslegung vier Wochen lang zur Einſicht 
er Genoſſen in der Wohnung des Vorſtehers auszu 
en, Anträge acf Berichtigung der Stimmliſte find 

keine Friſt gebunden. 
Ñ 12. Der Genoſſenſchafts⸗Vorſtand beſteht aus: 

a. einem Vorſteher, 

„vier Repräſentanten der Genoſſenſchaftsmitglieder, 
von denen mindeſtens einer aus den der Ge— 
meinde Dziengel angehörenden Genoffen zu 
wählen iſt. 

a... Die Dorfiandemitgiieber bekleiden ein Ehren- 
ad jedoch iſt der Vorſteher berechtigt, den Erſatz 
baiger baarer Auslagen von der Genoſſenſchaft zu 
langen, 
a In Behinderungsfällen wird der Vorſteher durch 
an Lebenszeit älteſten Repräſentanten vertreten. 
Die Mitglieder des Vorſlandes nebſt 2 Stell- 
5 Wetern werden von der Generalverſammlung auf 
Sa Dre nach abſoluter Mehrheit der abgegebenen 
en gewählt. Die Wahl des Vorſtehers bedarf 
Beſtätigung der Auſſichtsbehörde. 
m „Wähler ijt jeder Benoffe, welcher den Beſig der 
lichen Ehrenrechte nicht durch rechtskräftiges Er⸗ 
nütniß verloren hat. Die Wahl der Vorſtandsmit 
My et wie der Stellvertreter erfolgt in getrennten 
W. handlungen für jedes Mitglied. Wird im erſten 
0 ahlgange eine abjo‘ute Stimmenmehrheit nicht erreicht, 
nent folgt eine engere Wahl 
gy, onen, welche die meiſten Stimmen erhalten haben. 
zu -Stinzmengleichheit enticheldet das vom Vorſitzenden 
stehende Loos. 
Im Uebrigen gelten die Vorſchriften für Ge— 
ewahlen. 
behörde 13. Die Gewählten werden von der Aufſichts⸗ 
rde durch Handſchlag an Eidesſtatt verpflichtet. 
Zur Legitimation der Vorſtandsmitglieder und 
auf Stellvertreter dient das von der Auffichtsbehörde 
genommene Verpflichtungsprotokoll. 
daß are der Stellvertreter ſich darüber answeiſen, 
dient er Fall der Stellvertretung eingetreten iſt, ſo 
azu ein Zeugniß der Aufſichtsbehörde. 


v 


in 


deren 


er, 
der Otfichers, der gleiches 
Slünäſentanten und deſſen 

immengleichheit entſcheidet. 
forh Zur Gultigkeit der gefaßten Beſchlüſſe iſt es er- 


erlich, daß die Repräſentanten unter Angabe der 


Stinumrecht hat wie die 
Stimme im Falle der 


zwiſchen denjenigen beiden 


Der Vorſtand hält feine Sitzungen unter Vorig! 


Jegenſtände der Verhandlung geaden und daß mt 
Einſchluß des Vorſtehers mindeſtens drei Vorſtands⸗ 
mitglieder anweſend ſind. Wer am Erſcheinen ver⸗ 
hindert iſt, hat dies unverzüglich dem Vorſteher anzu⸗ 
zeigen. Dieſer hat alsdann einen Stellvertreter zu 
laden. 

$ 14. Soweit nicht in dieſem Statute einzelne 

Verwaltungsbefugniſſe dem Borftande oder der Gene: 

ralverſammlung vorbehalten ſind, hat der Vorſteher 

die ſelbſtſtändige Leitung und Verwaltung aller Ange⸗ 
legenheiten der Genoſſenſchaſt. 

Insbeſondere liegt ihm ob: 

die Ausführung der gemeinſchaftlichen Anlagen 

nach dem feſtgeſtellten Meliorationsplan zu ver: 

anlaſſen und zu beaufſichtigen; 

über die Unterhaltung der Aulagen, ſowie über 
die Grabenräumung mit Zuſtimmung des Nor: 
ftandes die nöthigen Anordnungen zu treffen 
und die etwa erforderlichen Ausführungsvorſchriften 
zu erlaſſen; 

die vom Vorſtande feſtgeſetzten Beiträge auszu⸗ 
Ichreiben und einzuziehen, die Zahlungen auf die 
Kaſſe anzuweiſen und die Kaſſenverwaltung min— 
deſtens zweimal jährlich zu reviotren; 

die Voranſchläge und Jahresrechnungen dem 
Vorſtande zur Feſtſezung und Abnahme vorzu⸗ 
legen; 

die Genoſſenſchaſt nach Außen zu vertreten, den 
Schriftwechfel für die Genoſſenſchaft zu führen 
und die Urkunden derſelben zu unterzeichnen. 
Zur Abſchließung von Verträgen hat er die 
Genehmigung des Vorſtandes einzuholen. Zur 
Gültigkeit der Verträge iſt dieſe Genehmigung 
nicht erforderlich; 

. die nach Maßgabe dieſes Statuts und der Aus 
führungsvorſchriften von ihm angedrohten und 
feſtgeſetzten Ordnungsſtrafen, die den Betrag von 

| 30 Mark jedoch nicht überſteigen dürfen, zur 

Genoſſenſchaftskaſſe einzuziehen. 

§ 14a. Die genoſſenſchaftlichen Anlagen ſind 

in regelmäßige Schau zu nehmen, die alljährlich wenigſtens 

ein Mal und in den erſten fünf Jahren nach der Bare: 

ausführung jährlich zweimal, im Frühjahr und im 

Herbſte ſtattzufinden hat. Die Schau wird durch den 

Vorſteher geleitet. Die übrigen Vorſtandsmitglieder 

ſind zur Theilnahme an der Schau einzuladen. Der 

Schautermin iſt rechtzeitig, möglichſt vier Wochen vorher 

der Auffichtsbehörde und dem zuſtändigen Meliorations⸗ 

baubeamten anzuzeigen, welche befugt ſind, an den 

Schauen theilzunehmen. Die von ihnen gemachten 

Vorſchläge find zu beachten. Das Ergebuiß der Schau 

iſt in einem Protokolle, für deſſen Aufbewahrung der 

Vorſteher zu Jorgen hat, niederzulegen. Die Aufſichts⸗ 

behörde ift befugt, erſorderlichen Falles die nach tehni 

ſchem Ermeſſen zur Unterhaltung der im Projekte vor- 
geſehenen oder ſtatutenmäßig beſchloſſenen Aulagen 
nothwendigen Arbeiten im Zwangswege auf Koſten 
der Geuoſſenſchaft zur Ausführung zu bringen. Ueber 


a. 


u Mares 


Beſchwerden gegen die bezüglichen Anordnungen der 
Auffichtsbehörde entſcheidet der Regierungs⸗Präſident 
endgültig. 

§ 15. Die Verwaltung der Kaſſe führt ein 
Rechner, welcher von dem Vorſtande auf zwei Jahre 
gewählt und deſſen Remuneration vom Vorſtande feſt⸗ 
geſtellt wird. Die Auſſichtsbehörde kann jederzeit die 
Entlaſſung des Rechners wegen mangelhafter Dienſt— 


30 Mark für jeden Kontraventionsfall. 

§ 17. Der gemeinſamen Beſchlußfaſſung der Ge- 
noſſen unterliegen: 

1) die Wahl der Vorſtandsmitglieder und deren 

Stellvertreter, 

2) die Wahl der Schiedsrichter und deren Stell: 
vertreter, 
3) die Abänderung des Statuts. 

§ 18. Die erſte zur Beſtellung des Vorſtandes 
erforderliche Generalverſammlung beruft die Aufiichts: 
behörde, welche auch zu den in dieſer Verſammlung 
erforderlichen Abſtimmungen eine vorläufige Stimmliſte 
nach den Flächenangaben des Grundſtücksregiſters des 
Genoſſenſchaftsgebietes aufzuſtellen hat. 

Die weiteren Generalverſammlungen ſind in den 
geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen (§ 60 des Geſetzes 
vom 1. April 1879), mindeſtens aber alle fünf Jahre 
durch den Vorſteher zuſammenzuberufen. 

Die Einladung erfolgt unter Angabe der Gegen 
ſtände der Verhandlung durch ein öffentlich bekannt zu 
machendes Ausſchreiben der Genoſſenſchaft und außer: 
dem durch ortsübliche Bekanntmachung in denjenigen 
Gemeinden, deren Bezirk dem Genoſſenſchaftsgebiet 
ganz oder theilweiſe angehört. 

Zwiſchen der Einladung und der Verſammlung 
muß ein Zwiſchenraum von mindeſtens 2 Wochen liegen. 

Die Verſammlung iſt ohne Rückſicht auf die Zahl 
der Erſchienenen beſchlußfähig. 

Der Vorſteher führt den Vorſitz. 


Die Generalverſammlung foun auch von der} 


Aufſichtsbehörde zuſammenberufen werden. In dieſem 
Falle führt ſie, bezw. der von ihr ernannte Kommiſſar 
den Vorſitz. 

$ 19. Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mit- 
gliedern der Genoſſenſchaft über das Eigenthum an 
Grundſtücken, über die Zuſtändigkeit oder den Umfang 
von Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten 
oder über beſondere, auf ſpeziellen Rechtstiteln beruhende 
Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien entſtehen, 
gehören zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden alle anderen Beſchwerden, welche 
die gemeinſamen Angelegenheiten der Genoſſenſchaft 
oder die vorgebliche Beeinträchtigung einzelner Genoſſen 
in ihren durch das Statut begründeten Rechten be: 
treffen, von dem Vorſteher unterſucht und entſchieden, 


ſoweit nicht nach Maßgabe dieſes Statuts oder nach 
geſetzlicher Vorſchrift eine andere Inſtanz zur Entſchei⸗ 
dung berufen iſt. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtehers ſteht, 
ſofern es ſich nicht um eine der ausſchließlichen Zur 
ſtändigkeit anderer Behörden unterliegende Angelegen⸗ 
heit handelt, jedem Theile die Anrufung der Entſchei— 
dung eines Schiedsgerichts frei, welche binnen 2 Wochen, 
von der Bekanntmachung des Beſcheides an gerechnet, 
bei dem Vorſteher angemeldet werden muß. Die Koſten 
des Verfahrens ſind dem unterliegenden Theile auf— 
zuerlegen. ' 

Das Schiedsgericht beſteht aus einem Vorſitzen⸗ 
den, welchen die Aufſichtsbehörde ernennt, und aus 
zwei Beiſitzern. Die Letzteren werden nebſt zwei Stell’ 
vertretern von der Generalverſammlung nach Maßgabe 
der Vorſchriften dieſes Statuts gewählt. Wählbar iſt 
jeder der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den 
öffentlichen Gemeindeämtern wählbar und nicht Mit 
glied der Genoſſenſchaft iſt. 

Wird ein Schiedsrichter mit Erfolg abgelehnt, 
ſo iſt der Erſatzmann aus den gewählten Stellvertretern 
oder erforderlichen Falles aus den wählbaren Perſonen 
durch die Auſſichtsbehörde zu beftinmen. 

§ 20. Die von der Genoſſenſchaft ausgehenden 
Bekanntmachungen find unter der Bezeichnung: „Ent 
wäſſerungs-Genoſſenſchaft des Sania- Bruches zu 
Schwornigatz“ zu erlaſſen und vom Vorſteher zu unter: 
zeichnen. 

Die für die Oeffentlichkeit beſtimmten Bekannt 
machungen der Genoſſenſchaft werden in die Kreis? 
blätter zu Konitz und Schlochau aufgenommen. 
| § 21. Soweit die Aufnahme neuer Genoſſen nicht 
auf einer dem § 69 des Geſetzes vom 1. April 1879 
entſprechenden rechtlichen Verpflichtung beruht, kann ſie 
auch als ein Akt der Vereinbarung auf den Antrag 
des Aufzunehmenden durch einen, der Zuſtimmung der 
Aufſichtsbehörde bedürftigen Vorſtandsbeſchluß erfolgen. 

Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen 
Unterſchrift und beigedrucktem Königlichen Inſiegel. 

Gegeben Berlin, den 8. Februar 1896. 

(L. S.) 
gez. Wilhelm R. 
ggez. von Hammerſtein. Schönſtedt. 


Bekanntmachung. 


Die Verwaltungsgeſchäfte bezüglich 
a. der 3½ prozentigen Schuldverſchreibungen 
Saal⸗Eiſenbahn vom 22. Juli 1886, 
der 3½ prozentigen Prioritäts-Obligationen der 
Werra⸗Eiſenbahn vom 1. Januar 1895 — an 
Stelle der J. und II. Emiſſion getreten —, 

c. der 4prozentigen Prioritäts Obligationen der 
Werra⸗Eiſenbahn vom 1. Juli 1890, IV. Emiſſion. 
Soe ee 

gehen vom 1. April d. J. ab von der Königlichen 
Eiſenbahn⸗Direktion in Erfurt auf uns über. 
Die Einlöſung der fälligen Zinsſcheine und ver’ 


2) 


per 


b. 


— 
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looſten Schuldverſchreibungen dieſer Anleihen erfolgt 
in Zukunft bei den bisher hierzu benutzten Stellen. 
Berlin, den 16. März 1896. 
Hauptverwaltung der Staatsſchulden. 
v. Hoffmann. 
Bekanntmachung. 

Britiſch⸗Betſchuanaland ijt, als zur Kap⸗Kolonie 
gehörig, nunmehr in den Weltpoſtverein mit einbe⸗ 
griffen worden. 

Der Briefverkehr mit Britiſch-Betſchuanaland 
tegelt fih demgemäß fortan nach den Beſtimmungen 
des Vereinsdienſtes. 

Berlin W., den 21. März 1896. 
Der Staatsſekretär des Reichs⸗Poſtamts. 
Im Auftrage: 
Fritſch. 
Verordnungen und Bekanntmachungen 
der Provinzial⸗Behörden ze. 
4) Auf Antrag der Königlichen Eiſenbahndirektion 
u Königsberg foll im Wege des durch das Geſetz vom 
. Juni 1874 (G.-S. S. 221) vorgeſchriebenen Ber- 
lahrens die Entſchädigung für die der verehelichten 
lerverleger Gutkowski, Marie, geborenen Göbel, früher 
rwittweten Landwirth Wohlgehaben, und deren mino- 
tennen Kindern Alfred Rudolf Albert und Lydia Wil⸗ 
imine Anaſtaſia Wohlgehaben, wohnhaft in Stolp, 
entzogenen, 5 ar 67 qm großen Parzellen des Grund- 
Kids Cyriſtburg Band 38, Blatt 498, Nr. 403, felt: 
geſtellt werden. 
§ Für die dieſerhalb mit dem Vetheiligten gemäß 
S 25 des oben genannten Geſetzes vorzunehmende 
Verhandlung habe ich einen Termin auf 
Freitag, den 10. April er., 
. Nachmittags 3½ Uhr 
N Ehriſtburg im Magiſtratsbureau anberaumt. 
Bors Alle neben den Eigenthümern und der Unternehmerin 
nelbeiligten werden zu dieſem Termine behufs Wahr⸗ 
dehnung etwaiger Rechte unter der Verwarnung geladen, 
a bei ihrem Ausbleiben die Entſchädigung ohne ihr 
ein feſtgeſtellt und wegen Auszahlung oder Hinter: 
Sung derſelben das Erforderliche verfügt werden wird. 
Stuhm, den 21. März 1896. 
Der Enteignungs-Kommiſſar. 
von Schmeling, 
3) Landrath. n 
St In dem ſeit dem 1. Februar 1896 gültigen 
an aatsbahn⸗Perſonen⸗ und Gepäck⸗Tarif, Theil II, find 
oii J. April 1896 folgende Aenderungen und Er— 
"ungen zu bewirken: 
Auf der Seite 10 ift die beſondere Beſtimmung 1 
für Arbeiter wie folgt zu faſſen: 

„Es werden ausgegeben: 

We Arbeiter⸗Wochenkarten für 6 aufeinander fol⸗ 

gende Arbeitstage entweder zu einer täglichen 
Hin⸗ und Rückfahrt oder zu einer täglichen 
einfachen Fahrt zwiſchen Wohnort und Arbeits- 
telle. Die Ausgabe derſelben kann an jedem 
beliebigen Tage erfolgen.“ 


* 


113 = 


2. Auf der Seite 13 tritt hinter Id zu & 12 fol: 
gende neue beſondere Beſtimmung: 

e. Juhabern von einfachen Fahrkarten, Rückfahr⸗ 
karten, feſten Nundreiſekarten, Sommerfahr⸗ 
karten und Anſchluß⸗Rückfahrkarten ift geſtattet, 
die Reiſe auch von einer Zwiſchenſtation aus 
anzutreten, wenn die Fahrkarte durch Ver⸗ 
mittelung der Fahrkartenausgabeſtelle der 
Zwiſchenſtation von der Ausgabeſtation be- 
zogen wird. 

Die Fahrkarte gilt alsdann zur Reiſe von 
der Zwiſchenſtation bis zur Zielſtation und 
zurück bis zu der betreffenden Ausgabeſtation, 
nicht dagegen zur Rückfahrt von der Ausgabe⸗ 
nach der Zwiſchenſtation. 

Die Beſtellung einer ſolchen Fahrkarte ſeitens 
der Reiſenden bei der Fahrkartenausgabeſtelle 
der Zwiſchenſtation muß rechtzeitig vor An⸗ 
tritt der Reiſe erfolgen. 

Auf Wunſch wird auch das Gepäck des 
Reiſenden und zwar, ſoweit direkte Gepäck⸗ 
frachtſätze von der Zwiſchenſtation aus nicht 
beſtehen, zu dem Gepäckfrachtſatze der Aus- 
gabeſtation der Fahrkarte abgefertigt. Der 
Reiſende hat bei der Aufgabe der Beſtellung 
zu erklaren, ob auf die Fahrkarte Gepäck und 
nach welcher Station daſſelbe abgefertigt wer⸗ 
den ſoll. 

Eine Erſtattung von Fahrgeld oder Gepäck⸗ 
fracht für die nicht benutzte Strecke zwiſchen 
der Ausgabe: und der Antrittsſtation der Reiſe 
findet nicht ſtatt. 

Auf Sonntags-Rückfahrkarten findet die 
vorſtehende Beſtimmung keine Anwendung. 
Vorſtehende beſondere Beſtimmungen zur Verkehrs⸗ 
ordnung find gemäß den Vorſchriften unter I C) ge 

nehmigt worden. 

Bromberg, den 23. März 1896. 

Königliche Eiſenbahn⸗Direction. 


6) Bekanntmachung. 
Im Anſchluß an meine Bekanntmachung vom 
16. April v. J. und unter Bezugnahme auf die Vor⸗ 


ſchriften der SS 17 und 19 des Reichsgeſetzes über die 
Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873 (R.⸗G.⸗Bl. S. 
129) bringe ich 
a. das Verzeichniß der Lieferungsverbände (Kreiſe) 
und der für dieſelben maßgebenden Normal 
Marktorte der Provinz Weſtpreußen, 
b. die Nachweiſung der für die betreffenden Normal⸗ 
Marktorte ermittelten Durchſchnitts Marktpreiſe 
nachſtehend mit dem Bemerken zur öffentlichen Kennt- 
niß, daß nach den erwähnten, für die Zeit vom 1. April 
d. J. bis zum 31. März 1897 gültigen Durchſchnitts⸗ 
preiſen eintretenden Falles die Höhe der Vergütungen 
für Landlieferungen an Weizen und Weizenmehl, Roggen, 
und Roggenmehl, Hafer, Heu und Stroh zu be: 


ſtimmen iſt. 
Danzig, den 11. März 1896. Der Ober⸗Präſident, 
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Verzeichniß 
der im § 17 des Reichsgeſetzes über die Kriegsleiſtungen vom 13. Juni 1873 erwähnten Lieferungs-Verbände 
und der für dieſelben maßgebenden Normal-Marktorte der Provinz Weſtpreußen. 


La! — 
2 Zen Normal-Marktorte I| 2 San a Normal-Marktorte 
=|  Lieferungs-Verbände. derſelben. | =]  Lieferungs-Verbände. derſelben. 
a =) až 
J. Regierungs-Bezirk Danzig. 11. Regierungs-Bezirk Marienwerder. 
1[Kreis Berent Danzig [Kreis Brieſen Thorn 
2] „ Carthaus dto. 2] „ Culm Culnt 
34Stadtkreis Danzig dto. 3l „ Flatow Flatow 
4 Landkreis Danziger Hohe dto. 4 „ Graudenz Graudenz 
3 „ Danziger Niederung dto. e KOG Konitz 
6[Kreis Diridan Dirſchau 16 „ Dt. Krone Dt. Krone 
7 Stadtkreis Elbing St 7 „ Lobau Dt. Eylau 
8[Landkreis Elbing Elbing 8| „ Marienwerder Marienwerder 
YKreis Marienburg Marienburg 9 ͤRoſenberg Dt. Eylau 
100 „ Neuſtadt Danzig 100 „ Schlochau Konitz 
111 „ Putzig dto. 111 „ Schwetz Graudenz 
124 „ Pr. Stargard Dirſchau. 12) „ Strasburg Dt. Eylau 
134 „ Stuhm Elbing 
144 „ Thorn Thorn 
151 „ Tuchel Konitz. 


NaGweifung 
der nach Vorſchrift des § 19 des Reichsgeſetzes über die Kriegslieferungen vom 13. Juni 1873 für die Normal 
marktorte der Lieferungsverbände der Provinz Weſtpreußen ermittelten Durchſchnüttspreiſe der letzten zehn 

Friedensjahre für Weizen, Weizenmehl, Roggen, Roggenmehl, Hafer, Heu und Stroh. 
Gültig für die Zeit vom 1. April 1896 bis Ende März 1897. 


— m 


Der Durchſchnittspreis beträgt für 


100 1 100 1 100 100 100 
Normal-Marktort. Kilo Kilo Kilo Kilo Kilo Kilo Kilo 
Weizen.] Weizen- | Roggen. | Roggen: Hafer. Heu. Stroh. 
mehl. mehl. 


r . eile es 


A. Regierungs-Bezirk Danzig. 


Danzig 16 4% — IBA 13 580 — 2 12 66 4 184). eee 
Elbing 16 82 — 31 13 344 — 23/ 12 50 4 10 3 66 
Marienburg [6 32 — 28] 15 360 25] 14 58 d AOL A ae 
Dirſchau 15 wil — Bol 18 ee 
3. Regierungs-Bezirk Marienwerder. 
Konitz 15 60%, 26 12 Bl — ei Ta e 7 
Kulm 15 33] — 29 13 | Sb — 423 14 si 4 08 4 
Dt. Krone 15 1] — 34 13 % Ba) 12 Js 49 | eth 
Elbing 16 82 — 3 3 341 — 23] 12 HO!" 4 ee 
Dt. Eylau 16 9 — 33 13 37 — Bel 12 3% 5 %% % 4 8 
Flatow F 6 I6 5 Be 
Graudenz aTom = “eh ee Bl ee 
Marienwerder 16 23 — 38 13 79 — 320 1% 3% 5 7% a 
Thorn „ rr i ly ee 
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7 Bekanntmachung. 
Zu Gemäßheit der Vorſchrift des § 21 der Provinzialordnung vom 29. Juni 1875 und im Anſchluſſe 
au meine Bekanntmachung vom 3. April 1895 bringe ich die Zuſammenſtellung der bei dem Verzeichniſſe der 
kr vinzial⸗Landtagsabgeordneten der Provinz Weſtpreußen für die Wahlperiode 1894/99 in der Zeit vom 

kärz 1895 bis jetzt vorgekommenen Veränderungen hierdurch zur öffentlichen Kenntniß. 
Danzig, den 17. März 1896, Der Ober-Prafident. 
Zu ſammenſtellung 

der bei dem Verzeichniſſe der Provinzial -Landtags⸗Abgeordneten der Provinz Weſtpreußen für die Wahl: 
veriode 184400 in der Zeit vom März 1895 bis jetzt vorgekommenen Veränderungen. 


» 
re | 
Name | Stand Wohnort Kreis 


des Provinzial⸗Landtags Abgeordneten. 


A. Abgänge. 
] Dr. Baumbach Oberbürgermeiſter Danzig Stadtkreis Danzig. 
2 von Gramatzki Landrath a. D. Danzig Für den Landkreis 
Geheimer Reg.⸗Rath Danziger Niederung 
2 gewählt. 
Dr. von Zander Landrath Marienburg Marienburg. 
h Graf von Nittberg Landrath a. D. Stangenberg | Stuhm. 
9 von Glaſenapp Landrath | Tuchel | Tuchel. 
B. Zugänge. 
h Trampe Vürgermeiiter Danzig Stadtkreis Danzig. 
Py Klatt Gutsbeſitzer Letzkau Danziger Niederung. 
b von Glaſenapp Landrath Marienburg Marienburg. 
4 von Schmeling Landrat) Stuhm Stuhm. 
3 Venske Landrathsamtsverwalten Tuchel Tuchel. 
Regierungs Aſſeſſor 
5) Bekanntmachung. der unterzeichnete Landrath vom Herrn Regierungs⸗ 


G. Von den zum Zwecke des Chauſſeebaues auf Präſidenten zu Marienwerder zum Kommiſſar behufs 
Hund des Allerhöchſten Privilegiums vom 1. November Vornahme der im § 25 des Enteignungsgeſetzes vom 

ausgegebenen Kreisanleiheſcheinen ſind behufs IL, Juni 1874 vorgeſchriebenen Verhandlungen ernannt. 
qi mörtiſation ausgelooſt worden: | Hierzu habe ich einen Termin auf Sonnabend, 
174 % Anleihe IV. Emiſſion vom 1. Januar 1881. den 25. April d. J. Vormittags 10 Uhr im Dia: 
tr. Iz. über 500 Mark Nr. 13, 35, 42 und 60. giſtratsbüreau zu Podgorz anberaumt, zu welchem alle 
„ O. über 200 Mark Nr. 117. Betheiligten mit der Aufforderung vorgeladen werden, 
dei Den Juhabern vorgedachter Anleiheſcheine wer- ihre Rechte im Termine wahrzunehmen, widrigenfalls 
1170 die Kapitalien hierdurch mit der Aufforderung ohne ihr Zuthun die Entſchadigung feſtgeſtellt und 
in digt, die Beträge gegen Einreichung der Anleihen wegen Auszahlung oder Hinterlegung der Letzteren 
mite vom 1. Juli 1896 ab bei der hieſigen Kreis- wird verfügt werden. 

mumunalkaſſe in Empfang zu nehmen. Thorn, den 24. März 1896. 


| 
| 
Thorn, den 24. März 1896. | Der Landrathsamtsverweſer. 
5) Der Kreis⸗Ausſchuß. | von Mieſitſcheck, Landrat. 
Bekanntmachung. l 
Thor Auf Antrag der Königlichen Fortifikation zu ow Bekanntmachung. 
Stadt Jot von dem Grundſtücke Podgorz Nr. 81, der Für die in der nachſtehenden Zuſammenſtellung 


thags Podgorz gehörig, zur Herſtellung einer Bau- näher bezeichneten Ausſtellungsgegenſtände wird eine 
Bites für den Reichs⸗Militär⸗Fiskus im Wege der Frachtbegünſtigung in der Weiſe gewährt, daß nur für 
wo ‘nung eine Parzelle in Größe von 98 Ar er: die Hinbeförderung die volle tarifmäßige Fracht be⸗ 
en werden. rechnet wird, die Nückbeförderung an die Verſandſtation 
ious Naddent der bezügliche Plan vom Bezirks⸗Aus und den Ausſteller aber innerhalb der angegebenen 
B au Marienwerder deſinitio feitgeifellt worden, ijt Zeit ſrachtſrei erfolgt, wenn durch Vorlage des ur 


> 
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ſprünglichen Frachtbriefes oder des Duplifatbeförderungs: | Jn’ den urſprünglichen Frachtbriefen bezw. Dupli⸗ 
ſcheines für den Hinweg, ſowie durch eine Beſcheinigung kat⸗Beförderungsſcheinen für die Hinſendung iſt aus⸗ 
der dazu ermächtigten Stelle nachgewieſen wird, daß drücklich zu vermerken, daß die mit denſelben auf 
die Gegenſtände ausgeſtellt geweſen und unverfauft gegebenen Sendungen durchweg aus Ausſtellungsgut 


geblieben ſind. beſtehen. 
| Die Feachtbegünftigung [Bur Ausfer-] 3% ons 
b äbrt tigung der | Die Rückbe⸗ 
Art der Ausſtellung. Ort. Zeit. Wied auch Beſcheini⸗⸗ förderung 
auf den gung find ſmuß erfolgen 
s | für Strecken der ermächtigt: 
1. Kunſt⸗Ausſtellung Landsberg vom 3. bis Kunſt⸗ Preuß. Staats.“ Aus: [4 Wochen nach 
a. W. 31. Maid. J.] Gegenſtände bahnen ſtellungs⸗ Schluß der 
Kommiſſion.] Ausſtellung. 
2. Geflügel⸗Ausſtellung Dülken vom 12. bis] Thiere und desgl. desgl. desgl. 
14. April d. I Gegenſtände 
3. desgl. Elberfeld vom 28. bis desgl. desgl. desgl. desgl. 
30. März 
d. Js. 

4. Ausſtellung landwirth⸗] Pr. Mark |19. Maid. J. desgl. Eiſenbahn⸗ desgl. innerhalb acht 
ſchaftlicher Maſchinen, Direktionsbe⸗ Tagen nach 
Geräthe zc. zirke Bromberg, Schluß der 

p Danzig und Ausſtellung. 
Königsberg 

5. des gl. Wartenburg 2 1. Maid. J. desgl. desgl. desgl. desgl. 

6. desgl. Neidenburg 22. Mai d. J.] desgl. | deagl. desgl. desgl. 

7. desgl. Pr. Eylau |27. Mai d. J. desgl. desgl. desgl. desgl. 

8. deegl. Fiſchhauſen 28. Mai d. J. desgl. desgl. desgl. desgl. 

9. desgl. Allenburg |29. Maid. J. desgl. deoesgl. desgl. desgl. 

10. desgl. Heydekrug 2. Juni d. J. desgl. desgl. desgl. desgl. 

Danzig, den 23. März 1896. Königliche Eiſenbahn-Direſtion. 
Il) Aufkündigung von Pfandbriefen des „ M „ 273, 396, 765, 7 see 
Danziger Hypotheken⸗Vereins. 829. r 
p ; i 5 9, 52 3 06 
Folgende heute ausgelooſte Pfandbriefe | "L n ed 2 8 45 Hi 806, 
5% ige Litir. A Nr. 490, 1161, 1238, 1458, 2197, werden ihren Inhabern hiermit zum 1. Juli 1896 
2240, 2261. gekündigt, mit der Aufforderung, von da ab deren 


Pe. ol bee 2, 269, 310, 401, 655, Nominalbetrag entweder hier bei uns oder in Berlin 
711, 809, 1903, 2091, 2105, bei der Preuß. Pfandbrief-Bank oder in Königsberg 
2132, 2690. i. Pr. bei Herrn Friedrich Laubmeyer oder in Marien 
„ C „ 1125, 1257, 1433, 1519, 1942, werder bei Herrn M. Hirſchfeld Nachf. A. Seidler während 
2035, 2125, 2167, 2202, 2283, der üblichen Geſchäftsſtunden baar in Empfang zu nehmen. 
2326, 2435, 2570, 2623, 2932, Die vorbenannten Pfandbriefe ſind nebſt den 
3004, 3204, 3239, 3320. zugehörigen nach obigem Verfalltage fällig werdenden 
4/%, ige Littr. H Nr. 910, 1013, 1042, 1097. Coupons und Talons in coursfähigem Zuſtande abzu— 
„ 835, 903, 963, 1074, 1220. liefernz der Betrag der etwa fehlenden Coupons wird 
4% ige Liter. I e e, LIT. von der Einlöſungs⸗Valuta in Abzug gebracht. 
F Fy een, 8a) 92 ee Die Verzinſung der vorbezeichneten gekündigten 
1731, 1855, 2332, 2420, 3849, Pfandbriefe hört mit beſagtem Verfalltage auf und wird 
3899, 3928. in Betreff ihrer Valuta und event. wegen ihrer gerichl⸗ 
„ E, e e lichen Amortiſation nach § 28 unſeres Statuts ver⸗ 
834, 973, 1096, 1156, 1244. fahren werden. 

„ D , 1020, Reſtanten von früheren Looſungen find: 
1226, 1313, 2628, 2803. | 5%, Littr. B Nr. 2227, 4273, 5038, 5160, 5355, 

31," ige Littr. O Nr. 389. 5444. 
„N ea, Ey 


„ C Ar, 793, 988, 1515, 2412, 2597 r 


— 


2616, 2678, 2604, 3282, 4345, 


4727, 4836. 
4½%ͤ Littr. H Nr. 582. 
„ 6 Nr. 199, 390 842, 1213. 
4% Littr. F Nr. 174, 1127, 1746, 2031. 
„ HNr. 95, 373, 501, 784, 950, 
1048. 
„ D Nr. 86, 553, 769, 968, 1159, 
] 1561, 2301, 2508. 
3½%% Litter. O Nr. 390. 
„ N Nr. 800. 
„ Air elle 
„ L Nr. 186, 812. 


Danzig, den 14. März 1896. 
Die Direction. Weiß. 

Ausweiſung von Ausländern aus dem 

Reichsgebiet. 
Auf Grund des § 362 des Strafgeſetzbuchs: 
1, Julian Boogaerts, Metzger, geb. am 7. Juni 
1869 zu St. Gilles ⸗les-Bruxelles, Belgien, orts- 
angehörig ebendaſelbſt, wegen Landſtreichens, von 
der Königl. bayeriſchen Polizei-Direktion München, 
vom 7. Februar d. J. 
Johann Dominik Couſſeau, Erdarbeiter, geboren 
am 27. April 1867 zu Boſſi, Departement des 
Landes, Frankreich, franzöſiſcher Staatsangehöriger, 


le) 


wegen Landſtreichens und Bettelns, vom Kaiſer⸗ 


lichen Bezirks⸗Präſidenten zu Straßburg i. Elſ., 

vom 17. Februar d. J. 
„Joſef Danuſchat, Arbeiter, 26 Jahre alt, geb. 
zu Greineithen, Gouvernement Suwalki, Polen, 
ruſſiſcher Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens 
und Bettelns, vom Königlich preußiſchen Reg. 
Präſidenten zu Königsberg, vom 25. Januar d. J. 
Joſef Gedreitis, Arbeiter, 33 Jahre alt, geb. 
zu Georgenburg, Gouvernement Suwalki, Polen, 


ruſſiſcher Staatsangehöriger, wegen Landſtreichens 


und Bettelns, vom Königlich preußiſchen Reg. 
Präſidenten zu Königsberg, vom 25. Januar d. J. 
François Marie Herlan, Ackerbauer, geboren 
am 12. April 1861 zu St. Thégonnec, Arron⸗ 
diſſement Morlaix, Departement Finiſtére, Frank. 
reich, ortsangehörig ebendaſelbſt, wegen Land⸗ 
ſtreichens und Bettelns, von der Königlich bayeri: 
ſchen Polizei⸗Direktion München, vom 7. Febr. d. J. 
Joſef Langer, Arbeiter, geboren am 9. März 
1878 zu Liebesdorf, Bezirk Olmütz, Mähren, orts⸗ 
angehörig zu Nieder-Uliſchen, ebendaſelbſt, wegen 
Nichtbeſchaffung eines Unterkommens, vom Königl. 
preußiſchen Regierungs-Präſidenten zu Breslau, 
vom 11. Januar d. J. 
VPerſonal⸗Chronik. 
Majeſtät der König haben den Regierungs⸗ 
enske zum Landrath des Kreiſes Tuchel 
gft zu ernennen geruht. 
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Seine Majeſtät der Kaiſer und König haben 
Allergnädigſt geruht, dem Strommeiſter Haaſe in Alt 
Thorn aus Anlaß feines Ulebertritts in den Ruheſtand 
das Allgemeine Ehrenzeichen zu verleihen. 

Der Königliche Strommeiſter Berg in Pieckel 
iſt vom 1. April d. J. ab nach Alt Thorn verſetzt worden. 

Der Königliche Kreisbauinſpektor Koppen in 
Schwetz iſt zum 1. April d. J. als Landbauinſpektor 
an die Königliche Regierung zu Cöslin verſetzt und 
der Königliche Regierungsbaumeiſter Schramke von 
demſelben Zeitpunkte ab mit der Verwaltung der Kreis— 
bauinſpektorſtelle in Schwetz beauftragt worden. 
| Im Kreiſe Marienwerder find der Grundbeſitzer 
Dackau zu Mewiſchfelde und der Grundbeſitzer Voll— 
brechtshauſen zu Gr. Applinken nach abgelaufener 
Amtsdauer wieder zu Stellvertretern der Amtsvorſteher 
für den Amtsbezirk Schadewinkel bezw. Münſterwalde 
ernannt. 

Im Kreiſe Konitz iſt der Gutsbeſitzer C. Bonin 

zu Kl. Jenznick zum Stellvertreter des Amtsvorſtehers 
für den Amtsbezirk Jacobsdorf ernannt. 
! Im Kreiſe Löbau find der Nittergutsdefiger 
Rüchardt zu Schackenhof und der Gutsbeſitzer Richter 
zu Ludwigsluſt nach abgelaufener Amtsdauer wieder zu 
Amtsvorſtehern für den Amtsbezirk Krottoſchin bezw. 
Jamielnik ernannt. 

Im Kreiſe Löbau iſt der Gutsbeſitzer Frobenius 
zu Nawra nach abgelaufener Amtsdauer wieder zum 
Stellvertreter des Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk 
Nikolaiken ernannt. 

Inu Kreiſe Strasburg ift der Wirthſchaftsinſpektor 
Marquardt zu Gr. Konojad zum Stellvertreter des 
Amtsvorſtehers für den Amtsbezirk Konojad ernannt. 
Die Wahl des Uhrmachers Franz Gerth zum 
oldeten Rathmann der Stadt Pr. Friedland iſt 
tigt worden. 

i Die Wahl des Bürgermeiſters Bernhard Julius 
Hempel zu Hammerſtein zum Bürgermeiſter der Stadt 
Jaſtrow iſt beſtätigt. 

14 Erledigte Schulftellen. 

Die Reklorſtelle zu Hammerſtein, Kreis Schlochau, 
iſt erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche die Mittel: 
ſchullehrer- und Rektorats⸗Prüfung abgelegt haben und 
ſich um dieſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter 
Einſendung ihrer Zeugniſſe, bei dem Königlichen Kreis— 
ſchulinſpektor Herrn Lettau zu Schlochau bis zum 
15. April d. J. zu melden. 

Die Lehrerſtelle an der evangeliſchen Schule zu 
Szezepanken, Kreis Graudenz, wird zum 1. April d. J. 
erledigt. 

Lehrer evangeliſcher Konfeſſion, welche ſich um Diez 
ſelbe bewerben wollen, haben ſich, unter Einſendung 
ihrer Zeugniſſe, beidem kommiſſariſchen Kreisſchulinſpektor 
Herrn Komorowski zu Leſſen zu melden. 


unbeſ 
beſta 
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